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Antragsunterlagen 

Sowohl Behörde als auch Antragsteller orientie-
ren sich an der im „Leitfaden: Genehmigungs- 
und Anzeigeverfahren nach dem Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz“ des UM-BW aufgezeigten 
Verfahrensweise und legen nach Absprache ge-
meinsam fest, welche Informationen / Formblätter 
/ Pläne / Erläuterungsberichte o. ä. im Antrag ent-
halten sein müssen. [Leitsatz 1] 

Der Antragsteller übermittelt den Genehmigungs-
antrag vor dessen offizieller Einreichung im Ent-
wurf an die Behörde, welche eine erste Überprü-
fung auf Plausibilität und Vollständigkeit durch-
führt. [Leitsatz 2] 

Falls die Vollständigkeitsprüfung nach Einrei-
chung des Genehmigungsantrages bei der Be-
hörde ergibt, dass lediglich nicht entscheidungs-
erhebliche Unterlagen fehlen, steigt die Behörde 
möglichst vor dem Eingang der nachgeforderten 
Unterlagen in die Sachprüfung und in das Geneh-
migungsverfahren ein. Der Antragsteller ist im 
Gegenzug um eine schnelle Ergänzung des An-
trags bemüht. [Leitsatz 3] 

Die Behörde beschränkt die Forderung nach Gut-
achten / Stellungnahmen von Sachverständigen 
auf ein Minimum und kommuniziert deren Not-
wendigkeit frühzeitig. Voraussetzung hierfür ist i. 
d. R. die Vorlage einer qualifizierten Projektskiz-
ze. [Leitsatz 4] 

Ein Unternehmen wägt – ggf. zusammen mit der 
Genehmigungsbehörde – sorgfältig ab, ob die Be-
auftragung eines Planungsbüros für die Antrag-
stellung sinnvoll ist. [Leitsatz 5] 

Die regionalen IHKen stehen den Unternehmen 
bei der Auswahl eines Planers unterstützend zur 
Seite bspw. durch die Internet-Plattform „IHK eco-
Finder“. [Leitsatz 6] 

Die IHKen bieten an, vor genehmigungspflichti-
gen Projekten ein Vorgespräch zu führen. Damit 
sollen erste Ideen und Verfahrenswege bespro-
chen werden. [Leitsatz 7] 

 

 

Vertrauensverhältnis 

Das Regierungspräsidium Freiburg prüft gemein-
sam mit den IHKen, den relevanten Industriever-
bänden und dem UM-BW die Möglichkeit von 
Hospitationen in Unternehmen für Behördenmitar-
beiter zur Verbesserung des gegenseitigen Ver-
ständnisses. [Maßnahme 1] 

Die Behörden führen bei Firmen mit genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen ausreichend Vor-Ort-
Besichtigungen durch, um einen guten Einblick in 
das Unternehmen zu erlangen und eine Vertrau-
ensbasis oder zumindest einen Kontakt aufzu-
bauen. Außerdem tauschen sich Behörde und 
Unternehmen möglichst in regelmäßigen Kontak-
ten (bspw. Jours fixes) miteinander aus, sofern 
das von Firmenseite gewünscht ist. [Leitsatz 8] 

Die Behörden achten darauf, dass insbesondere 
bei Firmen mit genehmigungsbedürftigen Anlagen 
möglichst wenige Sachbearbeiterwechsel stattfin-
den beziehungsweise bei Sachbearbeiterwech-
seln ein Know-how-Transfer in der Behörde si-
chergestellt wird. [Leitsatz 9] 

 

Ansprechpartner  

Die Ansprechpartner innerhalb der Behörde und 
des Unternehmens werden so früh wie möglich 
kommuniziert und deren Rollen- und Aufgaben-
verteilung im Genehmigungsverfahren wird zu-
sammen besprochen und festgelegt. [Leitsatz 10] 

Alle Parteien sind bestrebt, in Bezug auf die An-
sprechpartner Kontinuität in einem Verfahren zu 
gewährleisten. [Leitsatz 11] 

Die Behörden achten darauf, dass die fachlichen 
Ansprechpartner in den Behörden ein ausreichen-
des fachliches Wissen über die technischen Anla-
gen mitbringen oder dieses zeitnah erwerben 
können bspw. im Fall von neuen Technologien. 
[Leitsatz 12] 

Geschäftsführer und Betriebsleiter beziehungs-
weise die Vorgesetzten der Sachbearbeiter auf 
Behördenseite unterstützen in komplexen Geneh-
migungsverfahren ihre Mitarbeiter beziehungs-
weise bringen sich angemessen ein. [Leitsatz 13] 
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Kommunikation 

Nachdem die unternehmerische Entscheidung für 
ein Projekt getroffen wurde, nimmt ein Unterneh-
men proaktiv Kontakt zur Behörde auf, welche ih-
rer Beratungsfunktion nachkommt. Bei komplexen 
Projekten ist sogar eine Kontaktaufnahme zu ei-
nem früheren Zeitpunkt sinnvoll. [Leitsatz 14] 

Um die Kommunikation einfacher zu gestalten, 
werden sprachliche Differenzen wie bspw. juristi-
sche Begriffe, aber auch technische Abläufe zu 
Beginn eines Verfahrens in Vorgesprächen ein-
deutig geklärt. [Leitsatz 15] 

Wenn es sinnvoll erscheint, wird die Öffentlich-
keit, also bspw. Nachbarschaft, Gemeinde und 
andere Behörden zu einem frühen Zeitpunkt über 
das Verfahren informiert. [Leitsatz 16] 

Die Behörde prüft, inwieweit die zeitlichen Vor-
stellungen der Antragsteller mit dem möglichen 
Genehmigungsablauf in Einklang gebracht wer-
den können. [Leitsatz 17] 

Die Genehmigungsbehörde nimmt ihre Rolle als 
Koordinator im Genehmigungsverfahren auch im 
Zusammenspiel zwischen anderen Behörden und 
Antragsteller aktiv wahr. [Leitsatz 18] 

Die Behörde sendet den Entwurf des Genehmi-
gungsbescheides vor dessen Zustellung dem An-
tragsteller zur Prüfung zu. Letzte Fragen oder 
Vorbehalte werden dann miteinander diskutiert. 
[Leitsatz 19] 

Der Tenor der Genehmigung soll so eng wie nötig 
und so flexibel wie möglich formuliert werden. 
[Leitsatz 20] 

Die Genehmigung wird verständlich formuliert 
und gut lesbar erstellt. Die Genehmigungsaufla-
gen werden nach Rechtsgebieten gegliedert und 
dienen dem Ausräumen von Genehmigungshin-
dernissen. Es werden ausschließlich prägnante 
und trotzdem hinreichend bestimmte sowie über-
prüfbare Auflagen formuliert. Diese beziehen sich 
konkret auf den Antragsgegenstand und stellen 
keine pauschale Wiedergabe des gesetzlichen 
Regelwerkes dar. [Leitsatz 21] 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

Verbindlichkeit & Ermessen 

Bereits in einer frühen Phase des Projektes eini-
gen sich Behörde und Antragsteller auf Meilen-
steine und setzen für das Erreichen dieser Mei-
lensteine zeitliche Fristen, die von beiden Seiten 
verbindlich eingehalten werden. [Leitsatz 22] 

Die Behörde nutzt sowohl bei der Festlegung von 
Genehmigungsverfahren als auch bei der Formu-
lierung von Genehmigungsauflagen vorhandene 
Ermessensspielräume. Die Führungsebene bis 
hin zur Hausspitze der jeweiligen Behörde fördert 
den einzelfallbezogenen Umgang mit Ermessens-
spielräumen. [Leitsatz 23] 

Die Behörde und der Antragsteller wägen inner-
halb des rechtlichen Rahmens alle Möglichkeiten 
in Bezug auf die konkrete Ausgestaltung des Ge-
nehmigungsverfahrens miteinander ab, wobei ein 
Fokus auf dem Zeitplan des Unternehmens liegt. 
Die finale Entscheidung obliegt der Genehmi-
gungsbehörde. [Leitsatz 24] 
 

Schulung & Fortbildung 

Die IHKen bieten soweit möglich Fortbildungen in 
verschiedenen Formaten für Unternehmen und 
Planungsbüros zum Thema immissionsschutz-
rechtliche Genehmigungsverfahren an. Dabei 
werden sowohl die inhaltlichen Anforderungen als 
auch die „weichen“ Faktoren mit Einfluss auf das 
Verfahren vorgestellt. Die Behörden unterstützen 
die IHKen, indem sie sich als Referenten einbrin-
gen mit Vorträgen „aus der Praxis – für die Pra-
xis“. [Maßnahme 2] 

Das Regierungspräsidium Freiburg gewährleistet, 
dass Mitarbeiter (einschließlich Verwaltungsfach-
kräfte und Juristen) im Bereich der Industrierefe-
rate eine praxisorientierte Einarbeitung erhalten 
und dabei insbesondere auch Vor-Ort-Termine in 
Anlagen und Firmen wahrgenommen werden. 
[Maßnahme 3] 

 

Monitoring & Weiterentwicklung 

In regelmäßigen Abständen wird durch die Pro-
jektgruppe ein Monitoring durchgeführt. Dazu wird 
eine stichprobenartige Abfrage bei Firmen und in 
Behörden zum Umsetzungsstand der hier formu-
lierten Leitsätze erfolgen. Über die Erfahrungen, 
die Erfolge der Maßnahmen und eine Fortschrei-
bung des Leitbildes wird sich die Projektgruppe 
regelmäßig austauschen. Ein erstes Monitoring 
wird nach zwei Jahren stattfinden. [Maßnahme 4] 
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1 Ziele und Entwicklung 

des Leitbildes 

Das Leitbild für effiziente Genehmigungsver-

fahren im Regierungsbezirk Freiburg gibt 

Empfehlungen für die optimale Gestaltung von 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-

verfahren. Der vorliegende Begleitbericht er-

läutert die Hintergründe hierzu und zeigt auf, 

was die jeweiligen Beteiligten zum guten Ge-

lingen beitragen können. Leitbild und Begleit-

bericht richten sich in erster Linie an Mitarbei-

ter1 der Vollzugsbehörden und an Antragstel-

ler beziehungsweise Betreiber immissions-

schutzrechtlich genehmigungsbedürftiger An-

lagen, aber auch an Planungsbüros. 

Das Ziel des Leitbildes ist es, die Zusammen-

arbeit zwischen Behörden und Antragstellern 

während des Genehmigungsverfahrens im Re-

gierungsbezirk Freiburg so zu gestalten, dass 

sich die Umsetzung der Projekte von den ers-

ten Überlegungen im Betrieb bis hin zur 

rechtssicheren Erteilung der Genehmigungen 

für alle Beteiligten erfolgreich darstellt. 

Das Leitbild ist somit als Ergänzung zum lan-

desweiten „Leitfaden: Genehmigungs- und 

Anzeigeverfahren nach dem Bundes-Immissi-

onsschutzgesetz“ des Umweltministeriums 

Baden-Württemberg (UM-BW) zu betrachten, 

aus dem die materiellen Anforderungen (ins-

besondere an die Antragsunterlagen) hervorge-

hen.2 

                                                                 
1 Zur besseren Lesbarkeit wird im vorliegenden Do-
kument ausschließlich die männliche Form verwen-

det. 
2 Link: https://www.baden-wuerttemberg.de/de/ser-
vice/publikation/did/leitfaden-genehmigungs-und-

Das UM-BW hatte nach Vorgesprächen mit 

dem VCI3, LVI4 und dem Baden-Württember-

gischen Industrie- und Handelskammertag 

(BWIHK) am 14. Oktober 2019 mit der lan-

desweiten Auftaktveranstaltung „Genehmi-

gungsverfahren – Ein Standortfaktor“ den 

Startschuss für eine Analyse und Behebung 

möglicher Probleme im Genehmigungsverfah-

ren gegeben. Teilgenommen haben neben Ver-

tretern des UM-BW, der Regierungspräsidien 

(RPen), der oben genannten Verbände und 

dem BWIHK einige Firmenvertreter. Nach ei-

ner Begrüßung durch Herrn Minister Unter-

steller und verschiedenen Vorträgen wurden in 

drei Workshops Kriterien für effiziente und 

rechtssichere Genehmigungsverfahren erar-

beitet. Die Auseinandersetzung mit der The-

matik sollte in den vier Regierungsbezirken 

unter der Schirmherrschaft der Regierungsprä-

sidenten fortgesetzt werden. 

Das Regierungspräsidium Freiburg (RPF) hat 

gemeinsam mit den Industrie- und Handels-

kammern (IHKen) Südlicher Oberrhein, 

Schwarzwald-Baar-Heuberg und Hochrhein-

Bodensee sowie Vertretern von unteren Ver-

waltungsbehörden (UVBen) den Auftakt am 

30. Januar 2020 mit der regionalen Veranstal-

tung „Effiziente Genehmigungsverfahren: Ein 

Standortfaktor für den Regierungsbezirk Frei-

burg“ gemacht. 

Das RPF strebte mit der Veranstaltung neben 

dem Austausch zwischen Wirtschaft und Ver-

waltungsbehörden und der Sensibilisierung 

der Stakeholder von Genehmigungsverfahren 

folgende Ziele an: 

anzeigeverfahren-nach-dem-bundes-immis-
sionsschutzgesetz/  
3 Verband der Chemischen Industrie e.V. 
4 Landesverband der Baden-Württembergischen In-
dustrie e.V. 

https://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/publikation/did/leitfaden-genehmigungs-und-anzeigeverfahren-nach-dem-bundes-immissionsschutzgesetz/
https://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/publikation/did/leitfaden-genehmigungs-und-anzeigeverfahren-nach-dem-bundes-immissionsschutzgesetz/
https://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/publikation/did/leitfaden-genehmigungs-und-anzeigeverfahren-nach-dem-bundes-immissionsschutzgesetz/
https://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/publikation/did/leitfaden-genehmigungs-und-anzeigeverfahren-nach-dem-bundes-immissionsschutzgesetz/
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 Formulierung eines Leitbildes unter dem 

Motto „Gute Praxis Genehmigungsverfah-

ren“ in Anlehnung an das Leitbild, welches 

im Jahr 2001 im RPF erarbeitet wurde, 

 Evaluierung und Weiterentwicklung des 

Leitbildes beispielsweise in einem zweijähr-

lichen Rhythmus durch die Projektgruppe, 

die für die Veranstaltung gebildet wurde, be-

stehend aus Vertretern des RPF, der UVBen 

und der IHKen, 

 gegebenenfalls ein Schulungs- oder Fortbil-

dungsangebot. 

Für die Veranstaltung wurden alle Betreiber 

genehmigungsbedürftiger Anlagen im Regie-

rungsbezirk, alle betroffenen Behördenvertre-

ter sowie einige Planungsbüros eingeladen. 

Aufgrund des speziellen Formates und der ho-

hen Nachfrage musste die Teilnehmerzahl be-

grenzt werden. Es nahmen neben Frau Regie-

rungspräsidentin Bärbel Schäfer und Herrn 

IHK-Hauptgeschäftsführer Dr. Dieter Salo-

mon ca. 75 Firmenvertreter, ca. 45 Behörden-

vertreter und 4 IHK-Vertreter an der Veran-

staltung teil. 

In verschiedenen Workshops und im Plenum 

wurden folgende Grundlagen für das Leitbild 

„Effiziente Genehmigungsverfahren im Regie-

rungsbezirk“ erarbeitet:  

 die aktuelle Genehmigungspraxis in der 

Region wurde analysiert,  

 über Aktionsfelder wurde debattiert und es 

wurden Handlungsempfehlungen formu-

liert, 

 die Umsetzung und das Monitoring des 

Leitbildes wurden diskutiert.  
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2 Status Quo 

2.1 Der rechtliche Rahmen 

Der rechtliche Rahmen für Zulassungsverfah-

ren von Industrievorhaben macht es in der 

Wahrnehmung der Workshop-Teilnehmer zu-

sehends schwerer, Genehmigungsverfahren 

effizient durchzuführen: 

Immissionsschutzrechtliche Genehmigungs-

verfahren sind maßgeblich durch EU-Recht 

gekennzeichnet, welches in den letzten Jahren 

komplexer und schwerer handhabbar gewor-

den ist („Überfrachtung des Genehmigungs-

verfahrens“) und auch zu einer vermehrten 

Durchführung von Verfahren mit Öffentlich-

keitsbeteiligung geführt hat. Dabei führt die 

häufig kritische Haltung der Öffentlichkeit bei 

diesen Verfahren zu einem sehr hohen Auf-

wand. 

Ein in den letzten Jahren erweitertes Beteili-

gungs- und Klagerecht in Umwelt- und Natur-

schutzbelangen bindet bei den Behörden zu-

sätzliche Kapazitäten. Zeitintensive Auseinan-

dersetzungen mit vorgebrachten Anregungen 

und Bedenken sowie mit Gegengutachten füh-

ren zu einer vermehrten Notwendigkeit von 

beziehungsweise Absicherung durch Sachver-

ständigen-Gutachten um rechtssichere Ent-

scheidungen treffen zu können. 

Aber auch auf Bundes- und Landesebene gibt 

es eine Vielzahl neuer Vorschriften, die aus 

Sicht der betroffenen Industrie sowohl für das 

Verfahren als auch für die Beschreibung des 

Standes der Technik zu einer Überregulierung 

führen. Die Gesetzgebung wird dabei aus ihrer 

Sicht nicht immer der Praxis gerecht. Rechts-

vorschriften und juristische Begriffe werden 

häufig als nicht klar definiert und zusehends 

unverständlicher wahrgenommen. 

Von Behörden und Betreibern wird beklagt, 

dass Technische Regeln zu häufig geändert 

werden, vermehrt Fehler enthalten und häufig 

keinen oder nur wenig Ermessensspielraum 

enthalten, um dem Einzelfall gerecht zu wer-

den. 

Die Konzentrationswirkung der immissions-

schutzrechtlichen Genehmigung von beispiels-

weise naturschutzrechtlichen, wasserrechtli-

chen und baurechtlichen Bewilligungen be-

dingt einen hohen Koordinierungsaufwand 

und eine Abhängigkeit von anderen Fachbe-

hörden. 

Um diesen Koordinierungsaufwand und die 

rechtliche Komplexität des Verfahrens zu be-

wältigen, stehen im Regierungspräsidium in 

den Industriereferaten Verfahrensmanager und 

Juristen zur Verfügung, die die Zulassungsver-

fahren begleiten. Außerdem wurde eine Pro-

jektgruppe „Verfahrensmanagement“ einge-

richtet, die bei besonders herausfordernden 

Verfahren die Organisation übernimmt. Beide 

Vorgehensweisen haben sich bewährt und die 

Zufriedenheit der vom Regierungspräsidium 

Freiburg betreuten Firmen war entsprechend 

hoch. Den unteren Immissionsschutzbehörden 

stehen die Mittel für solche Maßnahmen nicht 

zur Verfügung. Dafür empfehlen diese dem 

Antragsteller bei größeren Verfahren, selbst ei-

nen Projektmanager zu beauftragen. Auch hier 

wurden schon sehr gute Erfahrungen gemacht. 

Die rechtlichen Vorgaben können die regiona-

len Vollzugsbehörden nur sehr bedingt beein-

flussen, indem sie Ermessensspielräume, die 

die Gesetzgebung einräumt, ausnutzen. In Be-

zug auf die Gesetzeslage appellieren die Voll-

zugsbehörden des Regierungsbezirkes Frei-

burg daher an das Umweltministerium Baden-
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Württemberg, die vorgebrachten Aspekte in 

künftige Gesetzgebungsprozesse einzubringen 

und den vorhandenen Defiziten wo möglich 

entgegenzuwirken.  

2.2 Genehmigungspraxis in der Re-

gion 

Insgesamt wurde festgestellt, dass die Dauer 

der Genehmigungsverfahren in den letzten 

Jahren leicht zugenommen hat. Firmen bekla-

gen, dass dadurch Investitionen verspätet, im 

schlimmsten Fall gar nicht, getätigt werden 

könnten und es zu Verzögerungen in den Pro-

duktionsabläufen komme.  

Die Genehmigungsverfahren in der Region 

sind zunehmend geprägt durch die bereits un-

ter Kapitel 2.1 aufgeführten Aspekte, welche 

die Gesetzgebung betreffen. Zusätzlich dazu 

macht sich die Personalfluktuation in den Ge-

nehmigungsbehörden aktuell bemerkbar.  

Das UM bemüht sich um personell starke Ge-

nehmigungsbehörden durch Neueinstellungen 

und die Einführung des Bogumil-Einarbei-

tungsjahres für den höheren technischen 

Dienst. Allerdings fällt durch den Generatio-

nenwechsel sowohl im technischen als auch im 

nicht-technischen Bereich in vielen Behörden 

ein großer Erfahrungsschatz weg. Dies kann 

unter anderem zu längeren Bearbeitungs- und 

Entscheidungszeiten führen. 

Einige der oben aufgeführten Aspekte betref-

fen jedoch nicht nur die Behörden, sondern in 

ähnlichem Maße die Antragsteller. Für das po-

sitive Bescheiden eines Genehmigungsantra-

ges sind die Antragsunterlagen in Bezug auf 

Qualität und Vollständigkeit von entscheiden-

der Bedeutung. Auch Antragsteller sind auf-

grund der zunehmenden Fülle an Rechtsvor-

schriften häufig überfordert und benötigen ein 

erhöhtes Maß an Beratung durch die zuständi-

gen Sachbearbeiter der Behörde. Des Weiteren 

führen auch auf Unternehmensseite häufige 

Personalwechsel zu Erfahrungsverlusten. 

Nicht zuletzt wirkt ein solcher Wechsel einer 

vertrauensvollen Zusammenarbeit eher entge-

gen. 

Im Regierungsbezirk Freiburg wird im Allge-

meinen das One-Face-to-the-Customer-Prin-

zip praktiziert. Das bedeutet zum einen, dass 

Genehmigungs- und Überwachungsbehörde 

unter einem Dach angesiedelt sind, zum ande-

ren, dass jede Firma einen Hauptansprechpart-

ner hat für fast alle Belange des Umweltschut-

zes und der Arbeitssicherheit. Diese Praxis 

wird von allen Beteiligten als sehr vorteilhaft 

erachtet.  

Firmen, die im Regierungsbezirk Freiburg be-

treut werden, erleben die Betreuung durch die 

zuständige Behörde beziehungsweise die Be-

gleitung während eines Genehmigungsverfah-

rens im Allgemeinen positiv, da die Entschei-

dungen meist zügig bei guter Beratung des An-

tragstellers gefällt werden.  

Gleichzeitig sind Investitionen in Unterneh-

men eine wesentliche Grundlage für die wirt-

schaftliche und gesellschaftliche Weiterent-

wicklung der Region. Eine gute Zusammenar-

beit aller Beteiligten kann auch ein Standort-

vorteil für unternehmerische Entscheidungen 

sein. Diese erfolgreiche Praxis gilt es langfris-

tig auszubauen. 
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3 Aktionsfelder mit 

Leitsätzen und 

Maßnahmen 

Theoretisch könnte der Verlauf von der Pro-

jektidee im Unternehmen bis hin zur Erteilung 

der Genehmigung in zwei Teilprozesse geglie-

dert werden. Im ersten Schritt ist das Unterneh-

men, also der Betreiber oder Antragsteller der 

Hauptakteur, denn das Vorhaben muss sorgfäl-

tig geplant werden und anschließend ein An-

trag erstellt werden. Im zweiten Schritt ist die 

Behörde am Zug, prüft den Antrag und erstellt 

dann eine Genehmigung.  

In der Realität ist eine strikte Trennung der be-

schriebenen Teilprozesse jedoch nicht mög-

lich. Die zielgerichtete Interaktion aller am 

Verfahren beteiligten Parteien in beiden Teil-

prozessen ist eine Grundvoraussetzung für 

dessen Gelingen. Aus dieser Tatsache ergeben 

sich folgende Erfordernisse beziehungsweise 

Aktionsfelder: 

1. vollständige und aussagekräftige Antrags-

unterlagen, 

2. ein gutes Vertrauensverhältnis, 

3. ein definiertes Rollenverständnis zwischen 

den Ansprechpartnern, 

4. konstruktive Kommunikation, 

5. Verbindlichkeit in der Entscheidungsstruk-

tur, 

6. ein adäquater Umgang mit dem behördli-

chen Ermessensspielraum, 

7. ein zielgerichtetes Schulungs- und Fortbil-

dungsangebot, 

8. regelmäßiges Monitoring und Weiterent-

wicklung des Leitbildes. 

Für jedes Aktionsfeld wurden die verschiede-

nen Empfehlungen für Genehmigungsverfah-

ren in Maßnahmen und Leitsätze aufgeglie-

dert. Maßnahmen sind konkrete Regelungen, 

die objektiv überprüfbar sind, Leitsätze hinge-

gen sind weiche Prinzipien, die eine Art Richt-

schnur des Handelns darstellen. Es ergaben 

sich insgesamt 24 Leitsätze und 4 Maßnah-

men. 

3.1 Antragsunterlagen 

3.1.1 Allgemeines 

Der UM-BW Leitfaden zum Genehmigungs- 

und Anzeigeverfahren nach Bundes-Immissi-

onsschutzgesetz gibt Informationen zum Ver-

fahrensablauf und zum Inhalt des Genehmi-

gungsantrags. Auch wenn teilweise gerügt 

wird, dass er gerade in Bezug auf die Antrags-

unterlagen viel Interpretationsspielraum mit 

der Tendenz zu sehr ausführlichen Dokumen-

ten hat, wird er überwiegend als geeignete Dis-

kussionsgrundlage angesehen. 

Leitsatz 1 

Sowohl Behörde als auch Antragsteller orientie-
ren sich an der im „Leitfaden: Genehmigungs- 
und Anzeigeverfahren nach dem Bundes-Im-
missionsschutzgesetz“ des UM-BW aufgezeig-
ten Verfahrensweise und legen nach Abspra-
che gemeinsam fest, welche Informationen / 
Formblätter / Pläne / Erläuterungsberichte o. ä. 
im Antrag enthalten sein müssen. 

Häufig sind die vom Antragsteller zusammen-

getragenen Informationen und Dokumente für 

die Bewilligung des jeweiligen Antrags punk-

tuell nicht ausreichend informativ und von Be-

hördenseite kommt es zu Nachforderungen. 

Teilweise ist es sogar mehrfach notwendig, die 

Antragsunterlagen zu ergänzen, so dass sich 

ein iterativer Prozess aus Nachforderung – Er-

gänzung – Nachforderung – etc. ergibt. 



 

 Leitbild für den Regierungsbezirk Freiburg Seite 11 von 19 

Leitsatz 2 

Der Antragsteller übermittelt den Genehmi-
gungsantrag vor dessen offizieller Einreichung 
im Entwurf an die Behörde, welche eine erste 
Überprüfung auf Plausibilität und Vollständig-
keit durchführt. 

Bei der Vollständigkeitsprüfung des Antrages 

durch die Behörde kann die Behörde gegebe-

nenfalls das Genehmigungsverfahren und die 

Sachprüfung des Antrages starten, auch wenn 

noch nicht alle Informationen vorliegen, sofern 

diese nicht entscheidungserheblich sind. Die 

Informationen werden dann vom Betreiber 

während des laufenden Verfahrens nachgelie-

fert. Dies setzt allerdings eine gute Vertrauens-

basis zwischen Behörde und Betreiber voraus 

(vgl. Kapitel 3.2). 

Leitsatz 3 

Falls die Vollständigkeitsprüfung nach Einrei-
chung des Genehmigungsantrages bei der Be-
hörde ergibt, dass lediglich nicht entschei-
dungserhebliche Unterlagen fehlen, steigt die 
Behörde möglichst vor dem Eingang der nach-
geforderten Unterlagen in die Sachprüfung und 
in das Genehmigungsverfahren ein. Der An-
tragsteller ist im Gegenzug um eine schnelle Er-
gänzung des Antrags bemüht. 

Aufgrund der Entwicklungen im rechtlichen 

Regelwerk (vgl. Kapitel 2.1) und der derzeiti-

gen Personalsituation (vgl. Kapitel 2.2) wer-

den zunehmend häufiger externe Gutachten für 

die Bewilligung eines Vorhabens gefordert. 

Leitsatz 4 

Die Behörde beschränkt die Forderung nach 
Gutachten / Stellungnahmen von Sachverstän-
digen auf ein Minimum und kommuniziert deren 
Notwendigkeit frühzeitig. Voraussetzung hierfür 
ist i. d. R. die Vorlage einer qualifizierten Pro-
jektskizze.  

3.1.2 Planungsbüros 

Insbesondere bei komplexen Verfahren, die 

mit Beteiligung der Öffentlichkeit ablaufen, 

verfügt ein Unternehmen oft nicht über die 

notwendige Fachkompetenz, die zur Antrag-

stellung notwendig ist. Es sollte daher abgewo-

gen werden, ob ein kompetentes Planungsbüro 

mit der Erstellung der Antragsunterlagen be-

auftragt wird. Die damit verbundenen Mehr-

kosten bei der Antragstellung sind häufig gut 

investiert, da Genehmigungsverfahren ent-

sprechend zügiger durchgeführt werden kön-

nen und sich das Unternehmen bei öffentlichen 

Verfahren mit guten Antragsunterlagen auch 

besser präsentieren kann. 

Leitsatz 5 

Ein Unternehmen wägt – ggf. zusammen mit 
der Genehmigungsbehörde – sorgfältig ab, ob 
die Beauftragung eines Planungsbüros für die 
Antragstellung sinnvoll ist. 

Unternehmen haben die Erfahrung gemacht, 

dass es schwierig ist, das für sie und ihr Vor-

haben passende Planungsbüro zu finden. Aus 

rechtlichen Gründen dürfen die Behörden hier 

keine Empfehlungen aussprechen. Eine Bera-

tung durch die IHKen wäre hier eine hilfreiche 

Alternative. 



 

Seite 12 von 19  Effiziente Genehmigungsverfahren  

Leitsatz 6 

Die regionalen IHKen stehen den Unternehmen 
bei der Auswahl eines Planers unterstützend 
zur Seite bspw. durch die Internet-Plattform 
„IHK ecoFinder“5. 

Bei kleineren Unternehmen beziehungsweise 

kleineren genehmigungsbedürftigen Vorhaben 

wird der Antrag oft von Architekturbüros er-

stellt, die sich häufig nicht bewusst sind, wann 

ein BImSchG-Antrag gestellt werden muss. 

Die Architektenkammer sollte diesbezüglich 

vermehrt informieren und Unternehmen soll-

ten gezielt nach der fachlichen Kompetenz be-

ziehungsweise den Erfahrungen der Architek-

ten in Bezug auf immissionsschutzrechtliche 

Genehmigungsverfahren fragen. 

Leitsatz 7 

Die IHKen bieten an, vor genehmigungspflichti-
gen Projekten ein Vorgespräch zu führen. Da-
mit sollen erste Ideen und Verfahrenswege be-
sprochen werden. 

Kleinere Unternehmen haben selten genehmi-

gungsbedürftige Projekte. Diese sind dann von 

der Struktur, den Verantwortlichkeiten und 

den Kenntnissen, auch bei Unterstützung von 

Dritten, mit dem Prozess überfordert. Hinzu 

kommt häufig die Sorge, dass das Anliegen des 

Unternehmens in der behördlichen Bearbei-

tung nicht den Stellenwert einnimmt, den er für 

das Unternehmen hat beispielsweise in wirt-

schaftlicher Hinsicht. 

Hier kann ein Vorgespräch auch Ängste neh-

men. Denn am Ende sind immer Menschen mit 

unterschiedlichen emotionalen Beziehungen 

zum Projekt involviert. 

                                                                 
5 Link: https://www.ihk.de/themen/umwelt-und-
energie/ihk-ecofinder 

3.2  Vertrauensverhältnis 

Ein gutes Vertrauensverhältnis zwischen den 

handelnden Personen aus Behörde und Firma 

ist eine Grundvoraussetzung für ein möglichst 

reibungslos ablaufendes Genehmigungsver-

fahren und erleichtert auch der Behörde einen 

angemessenen Umgang mit dem Ermessens-

spielraum. 

Basis für ein gutes Vertrauensverhältnis ist 

wiederum Kompetenz und Verbindlichkeit so-

wie insbesondere gegenseitiges Verständnis. 

Zur Verbesserung des gegenseitigen Verständ-

nisses hat die Industrie Hospitationen in den 

Unternehmen für junge Behördenmitarbeiter 

vorgeschlagen / angeboten unter der Voraus-

setzung, dass die Erkenntnisse aus der Hospi-

tation durch den Hospitanten vertraulich be-

handelt werden, was beispielsweise durch ein 

entsprechendes Vorgespräch sichergestellt 

wird. 

Maßnahme 1 

Das Regierungspräsidium Freiburg prüft ge-
meinsam mit den IHKen, den relevanten Indust-
rieverbänden und dem UM-BW die Möglichkeit 
von Hospitationen in Unternehmen für Behör-
denmitarbeiter zur Verbesserung des gegensei-
tigen Verständnisses. 

Von Vorteil ist es auch, wenn Behördenmitar-

beiter die Betriebe möglichst frühzeitig auch 

im Rahmen ihrer Überwachungstätigkeit vor 

Ort kennen lernen. 

Getreu dem Motto „nach der Genehmigung ist 

vor der Genehmigung“, sollte der Kontakt zwi-

schen Behörde und Unternehmen sowohl im 

Rahmen der Überwachungstätigkeit als auch 

ohne konkreten Anlass gepflegt werden. Das 
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baut Barrieren ab und fördert den Informati-

onsfluss sowie das Verständnis für das jewei-

lige Unternehmen oder die Anlage auf Behör-

denseite. Diese Erfahrung wird im Fall von IE- 

und Störfallanlagen, für die regelmäßige Vor-

Ort-Begehungen gesetzlich vorgeschrieben 

sind, von Behörden- und Unternehmervertre-

tern geteilt.  

Leitsatz 8 

Die Behörden führen bei Firmen mit genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen ausreichend Vor-
Ort-Besichtigungen durch, um einen guten Ein-
blick in das Unternehmen zu erlangen und eine 
Vertrauensbasis oder zumindest einen Kontakt 
aufzubauen. Außerdem tauschen sich Behörde 
und Unternehmen möglichst in regelmäßigen 
Kontakten (bspw. Jours fixes) miteinander aus, 
sofern das von Firmenseite gewünscht ist. 

Von Nachteil sind häufige Personalwechsel in 

der Sachbearbeitung, die in letzter Zeit durch 

den Generationenwechsel vermehrt bei den 

Behörden auftraten. Dieser Aspekt wurde be-

reits in Kapitel 2.2 erläutert. 

Leitsatz 9 

Die Behörden achten darauf, dass insbeson-
dere bei Firmen mit genehmigungsbedürftigen 
Anlagen möglichst wenige Sachbearbeiter-
wechsel stattfinden beziehungsweise bei Sach-
bearbeiterwechseln ein Know-how-Transfer in 
der Behörde sichergestellt wird. 

3.3 Ansprechpartner 

Die Unternehmen haben in der Regel keine 

Probleme, ihren zuständigen Ansprechpartner 

bei der Behörde ausfindig zu machen, auch 

wenn von Seiten der Behörden oft Personalres-

sourcen fehlen. Nach Benennung der An-

sprechpartner sollten sehr schnell die unter-

schiedlichen Rollen geklärt werden und die 

Aufgabenverteilung besprochen werden. Um-

gangssprachlich ausgedrückt sollte frühzeitig 

festgelegt werden, „wer was wann macht“. 

Leitsatz 10 

Die Ansprechpartner innerhalb der Behörde 
und des Unternehmens werden so früh wie 
möglich kommuniziert und deren Rollen- und 
Aufgabenverteilung im Genehmigungsverfah-
ren wird zusammen besprochen und festgelegt. 

Wie bereits Kapitel 2.2 erläutert, sind die Per-

sonalfluktuationen bei den Behörden proble-

matisch. Umso wichtiger ist es gerade in Zei-

ten eines anstehenden oder laufenden Geneh-

migungsverfahrens, dass die Führungsebene in 

der jeweiligen Behörde die Betriebs-Zustän-

digkeiten möglichst nachhaltig gestaltet. 

Leitsatz 11 

Alle Parteien sind bestrebt, in Bezug auf die An-
sprechpartner Kontinuität in einem Verfahren zu 
gewährleisten. 

Die Unternehmen sehen ein gutes fachtechni-

sches Wissen der Behörden als eine Grundvo-

raussetzung für ein gegenseitiges Verständnis 

und angemessene Forderungen / Auflagen im 

Genehmigungsverfahren. Sie wissen es zu 

schätzen, dass Baden-Württemberg versucht, 

dieses Fachwissen durch strukturelle Maßnah-

men, aber auch durch Fortbildungen in den Be-

hörden zu erhalten. 

Leitsatz 12 

Die Behörden achten darauf, dass die fachli-
chen Ansprechpartner in den Behörden ein aus-
reichendes fachliches Wissen über die techni-
schen Anlagen mitbringen oder dieses zeitnah 
erwerben können bspw. im Fall von neuen 
Technologien. 

Erfahrungsgemäß ist es von Vorteil, wenn ins-

besondere bei komplexeren Genehmigungs-
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verfahren auch Geschäftsführer und Betriebs-

leiter auf Betreiberseite sowie die Vorgesetz-

ten der Sachbearbeiter auf Behördenseite als 

Ansprechpartner zur Verfügung stehen. 

Leitsatz 13 

Geschäftsführer und Betriebsleiter beziehungs-
weise die Vorgesetzten der Sachbearbeiter auf 
Behördenseite unterstützen in komplexen Ge-
nehmigungsverfahren ihre Mitarbeiter bezie-
hungsweise bringen sich angemessen ein. 

3.4 Kommunikation 

3.4.1 Allgemeines 

Die Weichen für ein Genehmigungsverfahren 

werden bereits in der Projektierungsphase im 

Unternehmen gestellt. Eine sorgfältige Vorbe-

reitung erfordert eine enge Abstimmung mit 

der zuständigen Behörde. Bereits in dieser frü-

hen Phase sollte der spätere Antragsteller den 

Kontakt zur Genehmigungsbehörde aufneh-

men und das geplante Projekt vorstellen, denn 

nur dann kann die Behörde ihre Beratungs-

funktion überhaupt wahrnehmen. Bei guter 

Kommunikation können bereits dann Zustän-

digkeiten geklärt und gegebenenfalls für das 

Vorhaben wichtige materielle sowie formale 

Anforderungen festgelegt werden. 

Leitsatz 14 

Nachdem die unternehmerische Entscheidung 
für ein Projekt getroffen wurde, nimmt ein Un-
ternehmen proaktiv Kontakt zur Behörde auf, 
welche ihrer Beratungsfunktion nachkommt. Bei 
komplexen Projekten ist sogar eine Kontaktauf-
nahme zu einem früheren Zeitpunkt sinnvoll. 

Unklarheiten aus Rechtsvorschriften (bei-

spielsweise juristische Begriffe) hemmen die 

Kommunikation. Behörde und Unternehmen 

sprechen oftmals nicht die gleiche Sprache. 

Genau das ist jedoch notwendig, wenn Gesprä-

che konstruktiv und ohne Spannungen ablau-

fen sollen.  

Leitsatz 15 

Um die Kommunikation einfacher zu gestalten, 
werden sprachliche Differenzen wie bspw. juris-
tische Begriffe, aber auch technische Abläufe 
zu Beginn eines Verfahrens in Vorgesprächen 
eindeutig geklärt. 

3.4.2 Stakeholder-Analyse 

Zu einem frühen Zeitpunkt des Verfahrens ist 

es sinnvoll, wenn Antragsteller und Genehmi-

gungsbehörde zusammen eine Stakeholder-

Analyse durchführen, bei der nicht nur die In-

teressen der Öffentlichkeit und der Behörden, 

sondern auch die wirtschaftlichen Interessen 

des Unternehmens (beispielsweise Zeitdruck) 

zusammengetragen werden.  

Es sollte sorgfältig abgewogen werden, wer zu 

welchem Zeitpunkt über das Verfahren infor-

miert beziehungsweise beteiligt wird. Das gilt 

insbesondere dann, wenn eine gewisse Skepsis 

seitens der Öffentlichkeit zu erwarten ist.  

Leitsatz 16 

Wenn es sinnvoll erscheint, wird die Öffentlich-
keit, also bspw. Nachbarschaft, Gemeinde und 
andere Behörden zu einem frühen Zeitpunkt 
über das Verfahren informiert. 

Leitsatz 17 

Die Behörde prüft, inwieweit die zeitlichen Vor-
stellungen der Antragsteller mit dem möglichen 
Genehmigungsablauf in Einklang gebracht wer-
den können. 

Leitsatz 18 

Die Genehmigungsbehörde nimmt ihre Rolle 
als Koordinator im Genehmigungsverfahren 
auch im Zusammenspiel zwischen anderen Be-
hörden und Antragsteller aktiv wahr. 
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3.4.3 Der Genehmigungsbescheid 

Unklarheiten und Fehler im Genehmigungsbe-

scheid ziehen ein häufig langwieriges Wider-

spruchs- oder Klageverfahren nach sich. Das 

kann vermieden werden, indem Behörde und 

Antragsteller auch zu diesem Zeitpunkt offen 

miteinander umgehen.  

Leitsatz 19 

Die Behörde sendet den Entwurf des Genehmi-
gungsbescheides vor dessen Zustellung dem 
Antragsteller zur Prüfung zu. Letzte Fragen  
oder Vorbehalte werden dann miteinander dis-
kutiert. 

Unter Beachtung verschiedener Aspekte bei 

der Erstellung des Bescheides trägt die Be-

hörde maßgeblich dazu bei, dass der Antrag-

steller bei der Umsetzung des Projektes von 

diesem Dokument profitiert, auch die Behörde 

kann bei künftigen Vor-Ort-Begehungen ihren 

Nutzen daraus ziehen. Dazu gehört neben einer 

verständlichen Formulierung und einer guten 

Lesbarkeit insbesondere ein sinnvoller Um-

gang mit Auflagen6.  

Leitsatz 20 

Der Tenor der Genehmigung soll so eng wie nö-
tig und so flexibel wie möglich formuliert wer-
den. 

                                                                 
6 Der Begriff „Auflage“ aus dem allgemeinen 
Sprachgebrauch wird in diesem Dokument synonym 

Leitsatz 21 

Die Genehmigung wird verständlich formuliert 
und gut lesbar erstellt.  
Die Genehmigungsauflagen werden nach 
Rechtsgebieten gegliedert und dienen dem 
Ausräumen von Genehmigungshindernissen.  
Es werden ausschließlich prägnante und trotz-
dem hinreichend bestimmte sowie überprüfbare 
Auflagen formuliert. Diese beziehen sich konk-
ret auf den Antragsgegenstand und stellen 
keine pauschale Wiedergabe des gesetzlichen 
Regelwerkes dar. 

3.5 Verbindlichkeit 

Verbindliches Handeln aller Beteiligten ist 

eine Grundvoraussetzung für die erfolgreiche 

und fristgerechte Durchführung eines Geneh-

migungsverfahrens. Behörde und Antragstel-

ler müssen sich gegenseitig aufeinander ver-

lassen können, dass Zusagen eingehalten wer-

den. 

Für den Antragsteller stellt der Zeitpunkt der 

Bewilligung meist den wichtigsten Aspekt im 

Genehmigungsverfahren dar. Zum Erreichen 

dieses Zieles ist es hilfreich, den Genehmi-

gungsprozess in Teilschritte zu gliedern und 

einen entsprechenden Zeitplan zu erstellen.  

Leitsatz 22 

Bereits in einer frühen Phase des Projektes ei-
nigen sich Behörde und Antragsteller auf Mei-
lensteine und setzen für das Erreichen dieser 
Meilensteine zeitliche Fristen, die von beiden 
Seiten verbindlich eingehalten werden. 

zum verwaltungsrechtlich korrekten Begriff „In-
halts- oder Nebenbestimmung“ verwendet. 
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3.6 Ermessensspielräume 

Dem Ermessen kommt im Verwaltungshan-

deln eine große Bedeutung zu, denn immer 

dann, wenn Rechtsnormen einen Ermessens-

spielraum einräumen, kann beziehungsweise 

muss der behördliche Entscheidungsträger die-

ses Ermessen auch ausüben. Das wiederum hat 

einen maßgeblichen Einfluss auf den Verlauf 

eines Genehmigungsverfahrens. 

Aktuell gibt es in der Gesetzgebung die Ten-

denz, dass Ermessensspielräume bei Novellie-

rungen aus den Regelwerken gestrichen wer-

den, was Entscheidungen entgegenwirkt, die 

an die jeweiligen örtlichen Gegebenheiten an-

gepasst sind. 

Außerdem ist zu beobachten, dass noch vor-

handene Ermessensspielräume durch die zu-

ständigen Behördenvertreter gar nicht oder nur 

zaghaft ausgenutzt werden.  

Gründe hierfür liegen zum einen in den Regel-

werken selbst, welche sich teilweise wider-

sprechen, insbesondere dann, wenn verschie-

dene Rechtsgebiete für eine Entscheidung re-

levant sind. Exemplarisch für Rechtsgebiete, 

die Tatbestände unterschiedlich bewerten, 

seien hier der Arbeitsschutz und das Baurecht 

genannt. Zum anderen fehlen den behördlichen 

Sachbearbeitern gelegentlich die Werkzeuge, 

um ihre Ermessensspielräume adäquat auszu-

üben. Es mangelt an Zeit für saubere Abwä-

gungen, Unterstützung / Ermutigung durch die 

Führungsebene, Vertrauen in die eigene Ent-

scheidungsfähigkeit und nicht zuletzt an Wis-

sen und Erfahrung im Fall der jüngeren Behör-

denvertreter.  

Von Seiten der Industrie ist verständlicher-

weise eine großzügige Ausübung der Ermes-

sensspielräume gewünscht. Hierzu wurde fest-

gestellt, dass zwar im Regierungsbezirk Frei-

burg die Ermessenskultur durchaus positiv 

wahrgenommen wird, der oben beschriebene 

Trend jedoch kritisch beobachtet wird. 

Leitsatz 23 

Die Behörde nutzt sowohl bei der Festlegung 
von Genehmigungsverfahren als auch bei der 
Formulierung von Genehmigungsauflagen vor-
handene Ermessensspielräume. Die Führungs-
ebene bis hin zur Hausspitze der jeweiligen Be-
hörde fördert den einzelfallbezogenen Umgang 
mit Ermessensspielräumen. 

Leitsatz 24 

Die Behörde und der Antragsteller wägen inner-
halb des rechtlichen Rahmens alle Möglichkei-
ten in Bezug auf die konkrete Ausgestaltung 
des Genehmigungsverfahrens miteinander ab, 
wobei ein Fokus auf dem Zeitplan des Unter-
nehmens liegt. Die finale Entscheidung obliegt 
der Genehmigungsbehörde. 

3.7 Schulungs- und Fortbildungs-

angebot 

Die rechtlichen Anforderungen an das Geneh-

migungsverfahren und das umwelttechnische 

Regelwerk sind komplex und unterliegen stän-

digen Änderungen, so dass ein gezieltes Schu-

lungsprogramm für alle am immissionsschutz-

rechtlichen Genehmigungsverfahren Beteilig-

ten geboten ist. Dem wird bereits durch das so-

genannte Bogumil-Jahr und das Fortbildungs-

Programm des Landes auf Behördenseite so-

wie diverse Schulungsmöglichkeiten durch 
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beispielsweise IHK-Seminare oder Veranstal-

tungen durch VDI7, TÜV8 oder private Anbie-

ter auf Unternehmensseite nachgekommen.  

Die derzeit noch bestehenden Defizite und Lö-

sungsmöglichkeiten werden im Folgenden 

dargestellt. An erster Stelle sei hier für die in-

haltlichen Anforderungen an das Genehmi-

gungsverfahren nochmals auf den bereits exis-

tierenden, bei Unternehmen jedoch relativ we-

nig bekannten Leitfaden des UM verwiesen, 

der für alle Beteiligten eine Pflichtlektüre dar-

stellen sollte. (Vgl. Kapitel 1 und 3.1.1) 

Für einen Teil der Unternehmen stellen Geneh-

migungsverfahren keine Routine-Aufgabe dar. 

Dadurch können sich diese verzögern, was 

wiederum einen Wettbewerbsnachteil dar-

stellt. Häufig sind eher kleinere Unternehmen 

betroffen.  

Zudem fehlen kleineren und mittelständischen 

Unternehmen in vielen Fällen die finanziellen 

Ressourcen für eine aufwändige externe Un-

terstützung.  

Fehlt neben der vorhandenen guten Projek-

tidee jegliche Erfahrung in Bezug auf Geneh-

migungsverfahren, sprengt der Bedarf an Be-

ratung die Möglichkeiten der Zulassungsbe-

hörden. Unternehmen wünschen sich an dieser 

Stelle mehr Beratungsangebote und Unterstüt-

zung durch Verbände sowie die IHKen. 

Die Unternehmen wünschen sich zu Standard-

projekten wie beispielsweise dem Bau einer 

Lagerhalle Informationen von den Verbänden. 

Ein Seminar oder Online-Seminar der IHK 

könnte hier eine sinnvolle Hilfestellung geben.  

                                                                 
7 Verein Deutscher Ingenieure 

Maßnahme 2 

Die IHKen bieten soweit möglich Fortbildungen 
in verschiedenen Formaten für Unternehmen 
und Planungsbüros zum Thema immissions-
schutzrechtliche Genehmigungsverfahren an. 
Dabei werden sowohl die inhaltlichen Anforde-
rungen als auch die „weichen“ Faktoren mit Ein-
fluss auf das Verfahren vorgestellt. Die Behör-
den unterstützen die IHKen, indem sie sich als 
Referenten einbringen mit Vorträgen „aus der 
Praxis – für die Praxis“. 

Die Unternehmen beobachten, dass im Bereich 

der Industriereferate Mitarbeiter (einschließ-

lich Verwaltungsfachkräfte und Juristen), die 

wenig Erfahrung mit industriellen Vorhaben 

und Anlagen haben, als Verfahrensführer im-

mer wieder sehr formale, wenig am Einzelfall 

und der Praxis orientierte Entscheidungen tref-

fen. Eine praxisorientierte Einarbeitung neuer 

Mitarbeiter würde in diesem Bereich Abhilfe 

schaffen. 

Maßnahme 3 

Das Regierungspräsidium Freiburg gewährleis-
tet, dass Mitarbeiter (einschließlich Verwal-
tungsfachkräfte und Juristen) im Bereich der In-
dustriereferate eine praxisorientierte Einarbei-
tung erhalten und dabei insbesondere auch 
Vor-Ort-Termine in Anlagen und Firmen wahr-
genommen werden. 

3.8 Monitoring und Weiterentwick-

lung 

Die Anforderungen an immissionsschutzrecht-

liche Genehmigungsverfahren unterliegen ei-

ner dynamischen Entwicklung. Auch der im 

Regierungsbezirk mit Genehmigungsverfah-

ren befasste Personenkreis auf Seiten der Be-

hörden und Firmen ändert sich ständig. Die 

8 Technischer Überwachungsverein 
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Sensibilisierung aller Akteure für die Thema-

tik muss daher fortlaufend gewährleistet wer-

den. 

Ein wiederkehrendes Monitoring wird hierbei 

als unerlässlich erachtet. Dadurch soll zum ei-

nen sichtbar werden, ob die Leitsätze des Leit-

bildes in der Praxis Anwendung finden. Zum 

anderen soll dargestellt werden, ob die Umset-

zung der Maßnahmen erfolgt ist und ob diese 

zielführend im Sinne der Fragestellung waren.  

Das Leitbild soll kontinuierlich weiterentwi-

ckelt und wo nötig an veränderte Rahmenbe-

dingungen angepasst werden. Im Zuge des 

Monitorings soll deshalb auch hinterfragt wer-

den, ob es weitere Aktionsfelder gibt, die bei 

möglichen Fortschreibungen berücksichtigt 

werden sollten oder ob Akzente neu gesetzt 

werden müssen. 

Die Teilnehmer aus der ursprünglichen Pro-

jektgruppe von 2020/21 (Vertreter des RPF, 

der UVBen und IHKen, vgl. Kapitel 1) erklä-

ren ihre Bereitschaft, auch weiterhin an der 

Entwicklung und Fortschreibung des Leitbil-

des mitzuwirken. 

Maßnahme 4 

In regelmäßigen Abständen wird durch die Pro-
jektgruppe ein Monitoring durchgeführt. Dazu 
wird eine stichprobenartige Abfrage bei Firmen 
und in Behörden zum Umsetzungsstand der 
hier formulierten Leitsätze erfolgen. Über die 
Erfahrungen, die Erfolge der Maßnahmen und 
eine Fortschreibung des Leitbildes wird sich die 
Projektgruppe regelmäßig austauschen. Ein 
erstes Monitoring wird nach zwei Jahren statt-
finden. 
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